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Skandaldebatte um AfD-Verbot: Der Dieb
schreit „Haltet den Dieb“
Absurde Auftragsarbeit bedient die
Verbotsphantasien der Altparteien
gegen die AfD und damit gegen 12
MillionenWähler.
Das „Deutsche Institut für Menschen‐
rechte“ (DIMR) agiert seit Jahren nicht
unabhängig und nicht neutral. Unter
dem Deckmantel der „Wissenschaft“
werden hier linke Zeitgeistthemen in
die Öffentlichkeit gehoben. Zudem ist
bekannt, dass alle Altparteien seit Jah‐
ren die Existenz dieses Instituts durch
Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt si‐
chern. Ohne Steuer- bzw. Regierungs‐
gelder gäbe es das DIMR nicht. Und
nun behauptet ausgerechnet dieses In‐
stitut, die Voraussetzungen für ein Ver‐
bot der AfD seien erfüllt. Wer sollte das
ernst nehmen?
Die Altparteien werden zunehmend
nervös. Und in solchen Fällen ist es
doch „praktisch“, dass es Organisatio‐
nen wie das Deutsche Institut für Men‐
schenrechte gibt, die einem noch Ge‐
fallen schulden. Schließlich will man
nicht umsonst zwölf zusätzliche Plan‐
stellen geschaffen und 40%mehr Steu‐
ergeld ans DIMR gegeben haben, 5,2
Millionen Euro pro Jahr! Diese Studie
ist eine glasklare Auftragsarbeit, die
durch die Medien getrieben wird
und allein dem Schutz der Altpartei‐
en dienen soll. Das DIMR schützt vor
allemdie Regierungsparteien und ist
damit neben demVerfassungsschutz

ein weiteres Werkzeug des Regie‐
rungsschutzes.
Das DIMR sollte in den Spiegel
schauen. Seine Vorwürfe gegen die
AfD in dieser absurden Auftragsar‐
beit treffen auf es selbst zu: „Man ar‐
beitet daran, die Grenzen des Sagba‐
ren und damit den Diskurs so zu ver‐
schieben, dass eine Gewöhnung er‐
folgt“. Genau: nämlich an absurde
Vorwürfe gegen die Demokratie, die
AfD und damit auch gegen die inzwi‐
schen zweitstärkste deutsche Partei
mit derzeit 12MillionenWählern!
Zum Glück fruchtet diese Hysterie im
öffentlichen Diskurs nicht mehr. Das
Hyperventilieren gegen die AfD zeigt
einfach nur, dass die Altparteien und
ihre Auftragsschreiber keine Argumen‐
te mehr haben und zugleich nicht wil‐
lens sind, ihre verheerende Politik ge‐
gen Deutschland zu ändern.

Die ehemalige inoffizielle Mitarbei‐
terin der DDR-StaSi, Kahane, ist Ku‐
rator des DIMR. Die FDGO und die
Menschenwürde werden also gerade
von jenenAntidemokraten undmen‐
schenfeindlichen Ideologen gefähr‐
det, die solche Gutachten beauftra‐
gen und schreiben. Der Dieb schreit
„Haltet den Dieb“.
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Die geplante Fleischsteuer muss schnellstmöglich
vom Tisch

Die Ampel-Koalition beabsichtigt dem‐
nächst eine „Tierwohlabgabe“ einzu‐
führen. Ehrlicher wäre jedoch die Be‐
zeichnung Fleischsteuer! Wir haben die
Bundesregierung mit einer Kleinen An‐
frage gefragt, wie diese Fleischsteuer
konkret aussehen soll, haben jedoch
leider keine richtige Antwort darauf be‐
kommen. (Antwort 20/7329 https://dip
.bundestag.de/vorgang/auswirkun‐
g e n - e i n e r - t i e r w o h l a b g a b e /
300493?f.wahlperiode=20&f.vorgangs‐
typ_p=04Fragen%2FAnfragen&f.initia‐
tive_p=05BT-Fraktionen%2FGruppen‐
&f.initiative_p=05BT-Fraktionen%2F‐
G r u p p e n ~ F r a k t i o n % 2 0 ‐
der%20AfD&f.sachgebiet=Landwirt‐
schaft%20und%20Ern%C3%A4hrun‐
g&rows=25&sort=basisdatum_ab‐
&pos=6)
Es ist schade, dass die Bundesregierung
sich bei einer so wichtigen Frage ein‐
fach wegduckt. Eine zusätzlicheVerteu‐
erung durch eine Fleischsteuerwäre so‐
zial ungerecht und würde ausgerech‐
net die bäuerlichen Tierhalter bestra‐
fen, die bereits weit über den gesetzli‐
chen Mindeststandards produzieren.
Für uns steht fest, dass die geplante
Fleischsteuer schnellstmöglich vom
Tisch muss!
Ganz besonders existenzbedroht sind
die deutschen Sauenhalter. Diese müs‐
sen bis 2026 entweder in teure Umbau‐
ten investieren oder ihre Stalltüren für

immer schließen. Die Bundesregierung
musste auf eine Kleine Anfrage von uns
zugeben, dass sie gar nicht weiß, ob es
ab 2026 überhaupt noch Sauenhaltung
in Deutschland gibt. Dabei müssen wir
schon heute knapp 8 Millionen leben‐
de Ferkel aus dem Ausland importie‐
ren, weil es zu wenig Sauen gibt.
(Antwort 20/7128 https://dip.bundes‐
tag.de/vorgang/sauenhaltung-in-
deutschland/299765?f.wahlperio‐
de=20&f.vorgangstyp_p=04Fra‐
gen%2FAnfragen&f.initiative_p=05BT-
Fraktionen%2FGruppen&f.initiati‐
ve_p=05BT-Fraktionen%2FGruppen‐
~Fraktion%20der%20AfD&f.sachge‐
biet=Landwirtschaft%20und%20Ern‐
%C3%A4hrung&rows=25&sort=basis‐
datum_ab&pos=11 )
Diese völlig unverantwortliche Politik
der Bundesregierung belastet die deut‐
sche Landwirtschaft, aber auch uns
Endverbraucher immer schwer und ist
schon lange nicht mehr zumutbar. Sie
ist verantwortlich für die völlig über‐
teuerten Lebensmittelpreise, die sich
kaum noch jemand leisten kann, und
weigert sich etwas dagegen zu unter‐
nehmen.
Unsere Forderungen liegen schon lan‐
ge auf demTisch:

https://afdbundestag.de/eckpunktepa‐
pier-ernaehrungssicherheit-bezahlba‐
re-lebensmittelpreise/
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Verfolgung oppositioneller Politiker in
Deutschland

In Deutschland werden Oppositionelle
verfolgt, durch den Inlandsgeheim‐
dienst beobachtet, eingeschüchtert
und diffamiert. Hausdurchsuchungen,
körperliche Gewalt, unfaire Anklagen
und Gerichtsprozesse sind an der Ta‐
gesordnung, wenn man sich gegen die
Regierung betätigt. Egal ob als Demo-
Organisator oder im Parlament – Sys‐
temkritiker werden verfolgt.
Nach meiner Initiative im Europarat,
Deutschland wegen dieser Verfolgung
der Opposition beobachten zu lassen,
hat das Thema nun unsere Bundesvor‐
sitzende AliceWeidel zur Chefsache ge‐
macht. In einem ausführlichen Inter‐
view mit dem„stern“ warf sie dem Ver‐
fassungsschutz vor, die AfD aus partei‐
taktischen Gründen zu bekämpfen: "Bei
uns wird ein Inlandsgeheimdienst auf‐
gefahren, um eine Partei vom politi‐
schenWettbewerb auszuschließen. Der
Verfassungsschutz ist selbst verfas‐
sungsfeindlich"... "Hier wird die AfD zur
politisch Verfolgten gemacht. Auch ich
fühle mich politisch verfolgt."
Ich werde diese Verbrechen weiter im
Europarat anprangern. Diese Instituti‐
on hat sich die Einhaltung der Men‐
schenrechte in Europa auf die Fahnen
geschrieben. Die zahlreichen Fälle der
Unterdrückung von Oppositionellen,
die sogar Menschrechtsverletzungen
(Einbruch in die Privatsphäre, schwere
Körperverletzungen, Tötungsversuche,

Missbrauch von Polizei und Justiz) be‐
inhalten und die die Rechtsstaatlichkeit
in Deutschland gefährden, müssen
endlich international gesehen und ge‐
ahndet werden.
Während man z. B. eine verurteilte und
nachweislich linksradikale Anführerin
einer Terrorgruppe, die eine Blutspur
hinter sich herzieht, auf freien Fuß setzt,
sitzt eine ehemalige Bundestagsabge‐
ordnete der AfD seit über einemhalben
Jahr wegen des Vorwurfs, einen Um‐
sturz geplant zu haben, in Untersu‐
chungshaft. Von wem geht Ihrer Mei‐
nung nach mehr Gefahr aus?
Regierungskritik wurde und wird auch
im Zusammenhang mit den unverhält‐
nismäßigen und teilweise sogar ge‐
sundheitsschädlichen Corona-Maß‐
nahmen hart bestraft. Prof. Sucharit
Bhakdi wurde vor Gericht gezerrt für
seine fachkundigen Anmerkungen
dazu. Michael Ballweg hat man sogar
ohne Gerichtsverfahren für neun Mo‐
nate (!) in den Knast gesteckt. So wird
Opposition in Deutschland mundtot
gemacht. Bhakdi gehört ins Schloss
Bellevue und nicht auf die Anklage‐
bank! Wann kümmert man sich eigent‐
lich um die wahren Verbrechen der Co‐
rona-Zeit?
Liebe Freunde, dagegen wenden wir
uns von der AfD! Ich persönlich setze
mich weiter für Sie ein, für ein Leben in
Frieden und Freiheit!
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Hitzeschutzplan der Ampel ist Teil einer
ideologisch verblendeten Politik

Man höre und staune: Bundesgesund‐
heitsminister Karl Lauterbach (SPD)
plant einen nationalen Hitzeschutz‐
plan. Der Minister tituliert sein Vorha‐
ben mit denWorten„Hitzeschutz ist Le‐
bensschutz“.

Fakt ist jedoch: Der „Hitzeschutzplan“
des Gesundheitsministers ist an Schein‐
heiligkeit nicht zu überbieten. Noch vor
wenigen Monaten mussten Schüler bei
hochsommerlichen Temperaturen
stundenlang mit Maske in der Schule
sitzen oder im Pausenhof ausharren,
alte Menschen in Seniorenheimen Tag
für Tag Maske tragen. Während der Mi‐
nister mit seiner Corona-Politik auch an
heißen Arbeitsplätzen die Menschen
zum Maskentragen nötigte und dabei
gesundheitliche Beeinträchtigungen
billigend in Kauf nahm, fordert er nun
einen Hitzeschutzplan.

Lauterbachs Politik ist nichts weiter als
populistischer Irrsinn in Serie und hat
mit Lebensschutz rein gar nichts zu tun.
Unsere Fraktion hat die völlig überzo‐
genen Maskenregelungen zu Recht im‐
mer kritisiert. Ebenso halten wir den
nun geplante Hitzeschutzplan für voll‐
kommen unnötig; es ist offensichtlich,
warum Lauterbach diesesVorhaben auf
dieTagesordnung setzt: Als Teil der Am‐
pel-Regierungmuss er seinen Part dazu
beitragen, umdenMenschen Angst vor
einer angeblich menschgemachten Kli‐

maveränderung zu machen und so die
ideologisch verblendete „Klimaret‐
tungspolitik“ zu stützen; eine Politik,
die den Deutschen nur Geld und Frei‐
heit kostet.

Wir als AfD-Fraktion werden dieses
Spiel nicht mitspielen und die unsägli‐
che Politik der Ampel erneut enttarnen.

Auch dank der beharrlichen Arbeit un‐
serer Fraktion ist das Ansehen der AfD
in den letztenMonaten bundesweit ge‐
stiegen. Immer mehr Menschen erken‐
nen, dass die Regierung aus SPD, Grü‐
nen und FDP keine Politik für die Bürger
macht, sondern eine Politik für Lobbyis‐
ten und Ideologen. Echte, ideologie‐
freie, Gesundheitspolitik gibt es nur mit
einer starken AfD.

/martinsichertinfo

https://t.me/martinsichertinfo
https://www.facebook.com/sichertmartin
https://www.youtube.com/c/MartinSichertMdB
https://www.youtube.com/channel/UCsvkQ3N29K0hqsO1OPD1ioA
https://www.instagram.com/martinsichert/
https://twitter.com/Martin_Sichert
https://twitter.com/Martin_Sichert
https://t.me/martinsichertinfo
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Juli 2023 | -6-

Wahlkreis219München-Süd
Mitgliedschaften undÄmter im Bundestag
OrdentlichesMitglied
• Haushaltsausschuss
• Verkehrsausschuss
StellvertretendesMitglied
•Ausschuss fürDigitales
•Petitionsausschuss

Wolfgang Wiehle, MdB

wolfgang.wiehle@bundestag.de

/w.wiehle

www.wolfgang-wiehle.de

Wer regelmäßig Bahn fährt, weiß es: Es
brennt an allen Ecken und Enden, ob‐
wohl viele Mitarbeiter sehr engagiert
sind. Der Bahnkonzern hat große struk‐
turelle Probleme. Diese hat vor allem
die Politik verursacht: Die Deutsche
Bahn ist seit den Börsenplänen der
Kohl-Regierung (Bahnreform 1994)
eine Aktiengesellschaft mit über 600
Tochterunternehmen; viele davon sind
hauptsächlich im Ausland aktiv. Die
Steuerung des Konzerns ist schwierig:
Bei einer AG hat der Vorstand das Sa‐
gen, nicht der Bund als Eigentümer.

Um die Bahn wieder auf die Spur zu
bringen, muss die Politik für eine neue
Bahnreform sorgen. Im Bundestag pral‐
len dazu sehr verschiedene Konzepte
aufeinander. Die Ampel will nur eine
Mini-Reform mit dem Zusammenlegen
der Sparten für Gleise und Bahnhöfe.
Damit sichert sie vor allem die Macht
der großen SPD-nahen Gewerkschaft
EVG. Trotz des schlechten Zustands der
Bahn macht die Ampel Riesen-Verspre‐
chungen, was die Bahn bis 2030 alles
können soll. So erntet sie am Endewohl
nur großen Ärger: Protest der Bürger,
Enttäuschung der Kunden und Frustra‐
tion der Mitarbeiter!

Die Union will das Auslandsgeschäft
beibehalten und andererseits die Kon‐
zernmutter Deutsche Bahn AG auflö‐

sen. Mit so einem Plan kann man die
Bahn kaum voranbringen.

Statt dieser fixen Ideen setzt die AfD-
Fraktion auf wirkliche Verbesserungen
bei der Bahn, die im deutschen Interes‐
se liegen. Am wichtigsten sind dafür
vier Punkte:

1. Die Bahn muss sich wieder auf
Deutschland konzentrieren.

2. Statt der vielen kleinen Fürstentü‐
mer braucht der Konzern eine klare
Struktur.

3. Weil die Börsenpläne Vergangen‐
heit sind, muss die Bahn keine Akti‐
engesellschaft mehr sein.

4. Der Bund muss seine Verantwor‐
tung fürs Schienennetz klar und
transparent erfüllen, so wie er es
ganz selbstverständlich auch für
die Autobahnen tut.

Unsere Ziele für eine neue Deutsche
Bahn sind Transparenz, Robustheit,
Sparsamkeit und die Sicherstellung der
Daseinsvorsorge. Anstatt Hinterzim‐
mer-Pläne zu produzieren wie z.B. die
Ampel, sollen Bund, Länder und Unter‐
nehmen und Organisationen des Bahn‐
sektors gemeinsam eine Lösung erar‐
beiten. So können grüne Ideologen
und Lobbygruppen wie die EVG am
besten in die Schranken gewiesen wer‐
den!

mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9
http://www.facebook.com/W.Wiehle
mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9
http://www.wolfgang-wiehle.de
mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9
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Vorabbericht interfraktionelle Umweltkonferenz
der AfD
Der Arbeitskreis Umwelt, Naturschutz,
nukleare Sicherheit und Verbraucher‐
schutz der AfD im Deutschen Bundes‐
tag hat sich, bereits im Herbst vergan‐
genen Jahres, vorgenommen mit einer
erneuten Umweltkonferenz Impulse für
den Landtagswahlkampf in Bayern und
Hessen zu setzen. Die letzte Umwelt‐
konferenz ist nun schon, Corona
bedingt 4 Jahre her als sich die AfD Um‐
weltpolitiker zuletzt 2019 in Dresden
trafen.

Umweltschutz ist ein zutiefst konserva‐
tives Anliegen. Sicherlich formt die Ge‐
sellschaft die Natur und wandelt sie
von der unberührten in eine Kultur‐
landschaft um die Bedürfnisse der
Menschen zu befriedigen. Allerdings
auch nur in dem Maße in dem dies nö‐
tig ist und in der Regel nicht darüber
hinaus, da für solch eine Überprodukti‐
on keine Nachfrage besteht und sie da‐
her ineffizient und unproduktiv ist. In
der sozialen Marktwirtschaft rechnet
Ausbeutung der Ressourcen jenseits
der Marktnachfrage eben nicht. Damit
unterscheidet man sich auch von der
sozialistischen Planwirtschaft. Dort
wird produziert entsprechend der Vor‐
gabe. Ob die Produkte einen Abneh‐
mer finden spielt dabei keine Rolle. Als
Beispiel mag die Produktion von Strom
ausWind und Sonne dienen die zu ent‐
sprechenden Zeiten viel mehr produ‐
zieren als nachgefragt wird. Für diese

ineffiziente Überproduktion werden
dann Wälder gerodet und gute land‐
wirtschaftliche Flächenmit Solarmodu‐
len überbaut, alles finanziert über
staatliche Subventionen.

Seit 2019 hat sich aber auch hin der
Ausrichtung der Arbeitskreise etwas
geändert. Durch die Schaffung eines ei‐
genen Klimaausschusses steht das The‐
ma des Klimas weniger im Fokus bei
der kommenden Konferenz. Es bietet
sich also die Möglichkeit alternative
Pfade abseits dieses AfD Kernthemas in
den Bereichen Umwelt- und Natur‐
schutz zu begehen. Zu erwartendeThe‐
men werden also die Algenblüte in der
Oder sein, natürlich derWolf und wie er
in die Kulturlandschaft passen kann,
aber auch wie Deutschland seinenWeg
zu einem Endlager für radioaktive
Stoffe beschleunigen kann, 2110 als re‐
alistischen Zielwert sieht mehr nach
Etablierung eines Erbhofes aus statt
nach problemlösungsorientiertem Ar‐
beiten.

https://twitter.com/Dr_Rainer_Kraft
https://www.rainer-kraft-mdb.de
https://twitter.com/Dr_Rainer_Kraft
https://www.youtube.com/c/RainerKraftAfD
https://www.facebook.com/dr.rainer.kraft/
https://www.rainer-kraft-mdb.de
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Mit dem Unterausschuss für „Tech-
nologietrends und Sicherheit“ der
parlamentarischen Versammlung der
NATO war ich Anfang Juni in Wa-
shington. Dort hatte ich u.a. die Gele-
genheit mit Experten der NASA, mit
Vertretern der „Rand Corporation“
sowie Mitgliedern von Kongress, Re-
präsentantenhaus und State Depart-
ment über technologische Entwick-
lungen im militärischen Bereich zu
sprechen.

Weltweit schreitet der Wandel von ei-
ner kohlenstoffbasierten Wirtschaft
mit Öl und Gas hin zu einer auf Mine-
ralien basierenden Wirtschaft mit
Rohstoffen wie z.B. Lithium und sel-
tenen Erden in hohem Tempo voran.
Gleichzeitig schreitet die technische
Entwicklung von Künstlicher Intelli-
genz und von Quantencomputern ra-
sant voran. Schon heute ist kein
Kampfflugzeug, kein militärisches
Kommunikationsmittel, keine moder-
ne Lenkwaffe ohne diese minerali-
schen Rohstoffe zu fertigen.

Die Volksrepublik China hat die stra-
tegische Bedeutung dieser Rohstoffe
schon lange erkannt. Mittlerweile do-
miniert und kontrolliert China den
Weltmarkt für kritische Rohstoffe und
die darauf aufbauende Verarbeitung
zu nutzbaren Vorprodukten ein-
schließlich der Lieferketten.

Während China konsequent seiner
Strategie folgt, hat Deutschland bis-
her keinen Plan, wie es die Abhän-
gigkeit seiner Lieferketten von China
verringern kann. Dies alles vor dem
Hintergrund der ideologisch durch-
gepeitschten Energietransformation
und der wachsenden Rivalität zwi-
schen China und den USA. Schlim-
mer noch, die Bundesregierung hat
Deutschland durch selbstzerstöreri-
sche Sanktionen geschädigt und in
neue Abhängigkeiten getrieben. Die
USA erleben durch die steigende
Nachfrage aus Deutschland nach
Fracking Gas ein Konjunkturpro-
gramm und wollen, wie mir bei mei-
nen Gesprächen im State Depart-
ment mitgeteilt wurde, die Produktion
um 50% erweitern.

Kein Wunder, nachdem man Europa
von günstigem russischen Gas ab-
geschnitten hat! Es zeigt sich eben
immer mehr: Der große Gewinner
des Krieges in der Ukraine sind die
USA: Sie verkaufen in Europa
Waffen in Milliardenhöhe und nutzen
die neue Energieabhängigkeit von
ihnen ebenfalls aus. Eine echte Win-
Win-Situation, für die USA nicht für
Deutschland und Europa.

https://www.geroldotten.de
https://www.mdb-otten.de
https://www.instagram.com/gerold.otten/
https://twitter.com/gerold_otten
https://www.facebook.com/GerolOottenAfD
https://t.me/MdB_Otten
https://t.me/MdB_Otten
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EU will linke Presse und NGOs vor Gericht nun
(noch) besser stellen
Nachdem die Hinterzimmer in der EU
bereits den sog. Hinweisgeberschutz
ausgebrütet haben, welcher bei Unter‐
nehmen genau das fördern soll, was die
Kommissions-Bürokraten selber am
meisten fürchten, nämlich Interna nach
außen zu geben, wird es nun noch
dreister. Missstände aufdecken gut und
schön, ging aber bereits bisher über
Quellenschutz der Presse. Außerdem
war bereits diese „Whistleblower“-Re‐
gelung Gift für kleine und mittlere Un‐
ternehmen und damit wieder einmal
gerade den deutschen Mittelstand. Da
man in der EU jedoch sowohl von frei‐
em Unternehmertum als auch wirkli‐
cher Rechtsstaatlichkeit sehr wenig
hält, möchte man nun sogar den Weg
vor Gerichte für (insbesondere) Unter‐
nehmen einschränken, die sichVorwür‐
fen und damit immer potentiellen Ver‐
leumdungen ausgesetzt sehen.

Englisch wird dies SLAPP genannt,
sinngemäß„Strategische Klagen gegen
öffentliche Auseinandersetzungen“. Im
Original euphemistisch „public partici‐
pations“ was gleich darstellt, wer der
Gute und wer der Böse ist. Derjenige,
welcher stets verdächtigen Unterneh‐
men Dinge vorwirft, wie etwa nicht
ökologisch genug zu sein, falsche Bü‐
cher zu verlegen oder allzu gewinnori‐
entiert zu sein will natürlich nur „die
Öffentlichkeit beteiligen“, bzw. steht
gleich selbst praktischerweise für diese.

Gegen diese Personen oder Nicht-Re‐
gierungs-Organisationen (NGOs) wur‐
de von betroffenen Unternehmen bis‐
her gerichtlich vorgegangen. Wegen
Geschäftsschädigung und vielen ande‐
ren Ansätzen, die natürlich dazu die‐
nen, den„Ankläger“ in die Defensive zu
treiben. So etwas nennt sich aber
Rechtsstaat, denn am Ende entschei‐
den Gerichte, ob an der Abwehrmaß‐
nahme etwas dran ist oder nicht. Dies
ist auch für das Unternehmen nicht un‐
gefährlich, sollten sie keine weiße Wes‐
te haben.

Die SLAPP-Richtlinie sah nun vor, dass
Gerichte ohne echte juristische (Vor
-)Prüfung Klagen abweisen sollen,
wenn eine Konstellation „böses Unter‐
nehmen versus gute Zivilgesellschaft“
im Raum steht. Das ist geradezu gro‐
tesk und natürlich ideologisch.

Sogar Union und FDP ging das nun et‐
was zu weit und man „verhandelt wei‐
ter“. Natürlich heulen Verdi und ähnli‐
che Protagonisten auf und haben
schon ihre Lobbyisten in Marsch ge‐
setzt um wieder eine Verschärfung zu
erreichen. Unstrittig sind höhere Hür‐
den und Sanktionen, wenn Unterneh‐
men sich strategisch wehren. Als AfD
stehen wir aber für den Rechtsstaat für
jedermann und lehnen jede ideologi‐
sche Einteilung in gute und weniger
gute„Kasten“ vor Gericht ab.

https://www.facebook.com/TobiasPeterka
https://twitter.com/TobiasMPeterka
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Fleischverbote & Co, die neue
Ernährungsstrategie der Ampel
Die Grünen wollen deutschlandweit
eine pflanzenbasierte Ernährung
durchsetzen. Alles klingt wie aus einem
dystopischen Roman: Erstens soll
Fleisch so teuer gemacht werden, dass
es sich normal verdienende Menschen
nicht mehr leisten können; geplant ist
hier eine Erhöhung der Mehrwertsteu‐
er sowie verschiedenen Sondersteuern.
Weiterhin sollen Fleisch und Wurst im
Supermarkt und auch bei Buffets und
Veranstaltungen so versteckt werden,
dass es nicht zu sehen oder schwieriger
zu erreichen ist. Auch einmögliches ge‐
nerelles Werbeverbot für Fleisch bein‐
haltet das Papier. Des Weiteren möchte
man vor allem in Schulkantinen das Es‐
sen komplett umstellen, weil Kinder als
Multiplikatoren neue Werte und Nor‐
men in die Familien tragen - also indok‐
triniert werden sollen. Genau das kennt
man aus totalitären Regimen. Und
wenn die Eltern dann doch mal heim‐
lich ein paar Würstchen grillen, sollen
die Kinder gleich Meldung machen.

Dieser größte Fleischverbotsplan aller
Zeiten umfasst als „Ernährungswende“
getarnt auch Restaurants und Kanti‐
nen. Hier sollen Gerichte ohne Fleisch
als Standard auf der Speisekarte ange‐
boten - und Fleischgerichte auf geson‐
derten Speisekarten aufgeführt und
nur auf Nachfrage herausgegeben wer‐
den. Auch vor den Einkaufskörben ma‐
chen die Pläne nicht halt: Dort werden

speziell gekennzeichnete kleine Berei‐
che vorgeschlagen, die genau vorge‐
ben, wie groß die gekauften Fleisch‐
mengen – wenn man sie denn im Su‐
permarkt gefunden hat – sein dürfen.
Wer dann vier statt zwei Würstchen
kauft, ist schon potenziell verdächtig.
Ich habe in der letzten Sitzungswoche
im Ausschuss unseren Landwirtschafts‐
minister befragt. Er versucht sich her‐
aus zu lavieren, die Papiere wären von
der DGE (Deutsche Gesellschaft für Er‐
nährung) durchgestochen worden und
hätten mit seinem Ministerium nichts
zu tun. Nachdem erWerbung für Süßig‐
keiten und Knabbereien verbieten
möchte geht es nun auch an Molkerei‐
produkte, die dem Ministerium zufolge
zu viel Fett enthielten. Künftig sollen
auch Käse, Quark und sogar Naturjo‐
ghurt auf die Liste des ungesunden
Teufelszeugs verbannt werden und
möglichst aus der Werbung und dann
vielleicht irgendwann aus den meisten
Supermarktregalen verschwinden. Mil‐
chindustrieverbände und Bauernver‐
band schnauben, sie haben die Nase
gestrichen voll. Die Eingriffe undVerbo‐
te der Grünen werden immer absurder,
gefährlicher und totalitärer - auf vieler‐
lei Ebenen.

Als ernährungspolitischer Sprecher
werde ich an diesem Thema dranblei‐
ben, dass wir auch zukünftig selbst ent‐
scheiden können, was wir essen.

mailto:peter.felser@bundestag.de
http://www.twitter.com/PeterFelser
http://www.facebook.com/peterfelserafd
https://www.peterfelser.de
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Runter mit den Krankenkassenbeiträgen!

Eine alarmierende Entwicklung er‐
schüttert die Gesundheitslandschaft:
Gesetzlich versicherte Arbeitnehmer
übernehmen eine übergroße Last, um
die milliardenschwere Unterfinanzie‐
rung der Gesetzlichen Krankenkassen
auszugleichen. Mit einem historischen
Rekordbeitrag von 16,2% vom Brutto‐
lohn übertrifft Deutschland die Öster‐
reicher um das Doppelte und Schwei‐
zer um das Dreifache! Aber auch das
reicht nicht aus, um die Krankenkassen‐
kosten langfristig zu stabilisieren: Ge‐
sundheitsminister Lauterbach hat gera‐
de für 2024 weitere Beitragserhöhun‐
gen angekündigt.

Dochwoher stammt das Finanzloch der
Krankenkassen überhaupt? Ein Jahr
nach der Flüchtlingswelle, in 2016, hat
die Bundesregierung ihre Zuschüsse an
die Gesetzliche Krankenversicherung
für ALG-II-Empfänger um knapp 40 Pro‐
zent pro Kopf reduziert, wie meine
schriftliche Anfrage ergeben hat. Und
siehe da, jetzt war genug Geld übrig,
um auch die im Jahr zuvor eingewan‐
derten ausländischen ALG-II-Bezieher
mit Krankenversicherungszuschüssen
zu versehen, ohne dass die Regierung
den Steuerzahler zusätzlich zur Kasse
bitten musste. Einige Krankenkassen
hatten sich damals nicht entblödet, zu
behaupten, die Flüchtlinge stärkten die
Krankenkassen. Im Gegenteil: die regu‐
lär Versicherten, die aus ihrem eigenen

Einkommen ihre Krankenversicherung
zahlen, finanzieren unsere ausländi‐
schen Dauergäste unfreiwillig mit. Das
hat ihnen bisher einfach niemand ver‐
raten.

Inzwischen sind mehr als die Hälfte der
jetzt „Bürgergeld“-Empfänger genann‐
ten ALG-II-Bezieher Ausländer. Die Zu‐
schüsse der Bundesregierung decken
aber noch immer nur ein Drittel ihrer
tatsächlichen Kosten ab. Einen großen
Teil der Differenz zahlt nach wie vor der
Beitragszahler. Es ist sein Recht, zu er‐
fahren, dass ihm durch die Bundesre‐
gierung auch auf diesem Weg etwas
„weggenommen“ wird, da sie auf die‐
sem Weg ihre Migrationspolitik finan‐
ziert. Wir fordern deswegen

1. eine deutliche Entlastung der Kra‐
kenversicherten

2. die vollständige Übernahme der
Krankenversicherungskosten von
Bürgergeld-Empfängern durch den
Bund

3. den Stopp der Masseneinwande‐
rung in die Sozialsysteme

https://twitter.com/GerritHuy
mailto:gerrit.huy@bundestag.de
https://twitter.com/GerritHuy
https://www.facebook.com/gerrithuy.afd
mailto:https://www.instagram.com/gerrithuy.afd/
https://www.instagram.com/gerrithuy.afd/
https://t.me/gerrithuy
https://t.me/gerrithuy
https://www.youtube.com/channel/UCZJFECewSRnXpiZ1Ndmhnhg
mailto:https://www.instagram.com/gerrithuy.afd/
https://www.gettr.com/user/gerrithuy


EU-Asylpolitik gescheitert: Außengrenzverfahren
lösen nicht das Kernproblem
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Unter dem Druck der immer stärker
werdenden nationalkonservativen Re‐
gierungen in Europa angesichts der
sich ständig weiter verschärfenden
Asyl- und Migrationskrise, versucht die
EU nun die Asylverfahren an die EU-Au‐
ßengrenzen zu verlagern. Dies soll al‐
lerdings nur für eine Minderheit von
Migranten gelten, die aus Ländern mit
einer Anerkennungsquote von unter
20% kommen (und ihr Herkunftsland
auch ehrlich angeben…). Bei der ver‐
pflichtenden Umverteilung der Asylsu‐
chenden auf die EU-Mitgliedstaaten
sollen sich aufnahmeunwillige Regie‐
rungen mit 20.000 Euro pro abgelehn‐
ter Aufnahme herauskaufen können –
also nur ein Bruchteil der nach Prof.
Raffelhüschen für jeden Migranten im
Lebensverlauf in Deutschland anfallen‐
den 450.000 Euro Kosten.

Gegen diesen neuesten EU-politischen
Irrsinn, der das Problem derMigrations‐
krise nicht wirklich an derWurzel packt,
durfte ich bei meiner ersten Rede im
Plenum des Deutschen Bundestags am
25. Mai zu Felde ziehen (Auszüge): „So‐
lange Asylsuchende problemlos ein hö‐
heres Gesamteinkommen aus den sozi‐
alen Sicherungssystemen erzielen kön‐
nen als viele voll berufstätige und hart
arbeitende Bürger und auch Rentner
unseres Landes, behält der Migrations‐
magnet Deutschland seine unwider‐
stehliche Anziehungskraft für weite Tei‐

le der stark wachsenden Weltbevölke‐
rung bei. […] Daher muss das Problem
der Massenmigration nach Europa ehr‐
licherweise an derWurzel gepackt wer‐
den, statt durch ein zentralistisches
GEAS-System weitere Kompetenzen im
Asylbereich und damit Souveränität
von Berlin zur nicht demokratisch legi‐
timierten EU-Kommission nach Brüssel
zu schaufeln. Schutz bei wirklicher poli‐
tischer Verfolgung und Krieg sollte
nach dem Proximitäts-Prinzip erfolgen,
das heißt so nahe wie möglich an der
Herkunftsregion. Ich habe hierzu 2020
eine ausführliche Konzeptstudie mit
dem Titel „Wege aus der Migrationskri‐
se“ für die ID-Fraktion des EU-Parla‐
ments erarbeitet. Das kleine, sozialde‐
mokratisch regierte Dänemark will ge‐
nau diesenWeg der Asylhilfe nach dem
Nähe-Prinzip seit 2021 gehen, mit
Schutzzentren in sicheren Regionen
außerhalb Europas. […]Wir von der AfD
– als zukünftige Regierungspartei –
würden solch vernünftigen Sozialde‐
mokraten wie den dänischen ohne Zö‐
gern die Hand reichen. Denn anders als
alle anderen Parteien hier im Deut‐
schen Bundestag – so die sich langsam
aber sicher durchsetzende Wahrneh‐
mung der Bürger –, wissen diese noch,
von wem sie gewählt wurden und mit
welchem Auftrag: Vom eigenen Volk
und – um den eigenen Bürgern zu die‐
nen.“

https://t.me/rainerrothfuss
https://t.me/rainerrothfuss
https://twitter.com/DrRothfuss
https://www.youtube.com/@DrRainerRothfu
https://www.youtube.com/@DrRainerRothfu
https://t.me/martinsichertinfo
mailto:rainer.rothfuss@bundestag.de
https://www.facebook.com/Dr.Rainer.Rothfuss
https://www.facebook.com/Dr.Rainer.Rothfuss
https://www.rainer-rothfuss.de
https://www.rainer-rothfuss.de
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